
herige Zustimmung erteilt oder seine Zustimmungs­
befugnis im allgemeinen oder besonderen auf den 
zuständigen Minister delegiert und dieser sie in rechts­
verbindlicher Weise erklärt hat. Liegt die Zustimmung 
vor, so entspricht der vom Verklagten im Kündigungs­
schreiben angegebene Kündigungsgrund nicht den Tat­
sachen; und der Kündigungseinspruch des Klägers 
wäre begründet. Liegt die Zustimmung bisher nicht 
vor, so wäre zwar der im Kündigungsschreiben des 
Verklagten behauptete Vertragsmangel vorhanden. In 
diesem Fall hätte aber das Bezirksgericht gemäß § 23 
Abs. 2 GBA das Präsidium des Ministerrates bzw. den 
zuständigen Minister zur Erklärung darüber aufzufor­
dern, ob der Vertragsmangel durch nachträgliche Zu­
stimmung zum 4. Änderungsvertrag behoben wird. Je 
nach der hierzu ergehenden Entscheidung wird der im 
Kündigungsschreiben behauptete Vertragsmangel zu be­
jahen oder zu verneinen sein, wovon dann die Ent­
scheidung des Bezirksgerichts über die Zulässigkeit und 
Wirksamkeit der Kündigung gemäß § 31 Abs. 2 
Buchst, c GBA abhängt.
Unberührt von der Beweiserhebung und Entscheidung 
in diesem Streitfall bleibt der zwischen den Parteien 
mit Wirkung vom 1. Januar 1970 abgeschlossene weitere 
Änderungsvertrag, in dem für eine Tätigkeit des Klä­
gers als „Gruppenleiter Wissenschaftsprognose“ ein 
Sondergehalt von 2 000 M monatlich vereinbart 
wurde.
2. Die Entscheidung des Bezirksgerichts verletzt auch 
hinsichtlich der darin ausgesprochenen Verpflichtung 
des Verklagten zum Schadenersatz das Gesetz.
Gemäß § 37 Abs. 2 AGO hat das Gericht grundsätzlich 
im Rahmen des vor der Konfliktkommission behandel­
ten Streitfalles bzw. im Rahmen der mit der Klage 
gestellten Anträge zu entscheiden. Es kann über die 
Anträge nur hinausgehen, wenn das im gesellschaft­
lichen Interesse zur vollständigen Erledigung der 
Hauptsache oder in bezug auf Nebenforderungen erfor­
derlich Ist. Die rechtliche Möglichkeit, einer Partei auch 
etwas zuzusprechen, was sie nicht beantragt hat, ist 
als Ausnahme zu verstehen, die das im arbeitsrecht­
lichen Verfahren geltende Prinzip der Antragsbindung 
des Gerichts nicht aufhebt, sondern lediglich verhin­
dern soll, daß infolge einer starren Antragsbindung 
die Entscheidung des Gerichts formal beschränkt wird, 
obwohl die Verhandlung selbst auf der Grundlage der 
gestellten Anträge einen weitergehenden, den Gesamt­
komplex des Streitfalles umfassenden Inhalt hatte. 
Diese Voraussetzung besteht jedoch nicht, soweit es 
um eine Entscheidung des Gerichts über einen selbstän­
digen Anspruch geht, den eine Partei nicht zum Ge­
genstand ihrer Anträge gemacht hat (vgl. OG, Urteil 
vom 19. Juli 1963 - Za 24/63 - OGA Bd. 4 S. 191 oder 
NJ 1964 S. 31; OG, Urteil vom 14. Juni 1963 — Za 
19/63 -)•
Der Kläger selbst hat im Verfahren vor dem Kreis- 
und Bezirksgericht einen Schadenersatzantrag nicht ge­
stellt. Ein solcher Antrag war auch nicht Grundlage der 
Beratung vor der Konfliktkommission. Er konnte es 
nicht sein, weil dem Kläger zu dieser Zeit ein Ver­
dienstausfall noch gar nicht entstanden war. Das Be­
zirksgericht hätte daher wegen fehlenden Antrages dem 
Kläger einen Schadenersatz nicht zusprechen dürfen. 
Insoweit war seine Entscheidung wegen Gesetzesverlet­
zung durch unrichtige Anwendung des § 37 Abs. 2 AGO 
in eigener Entscheidung des Senats gemäß § 9 Abs. 2 
AGO ersatzlos aufzuheben, weil eine weitere Sachauf­
klärung nicht erforderlich war.
Gegebenenfalls wird das Bezirksgericht im Ergebnis der 
erneuten Verhandlung dem Kläger zu empfehlen 
haben, zur Erweiterung seiner Klage einen Schaden­
ersatzantrag zu stellen.
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